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Einleitung

Bis zum Jahr 2022 hatte die deutsche Rüstungsindustrie einen 
spezifischen Zuschnitt, der vor allem durch Fragmentierung 
und Spezialisierung gekennzeichnet war. Vieles davon ließe 
sich sehr gut anhand der historischen Entwicklungslinien er-
klären, wie auch, und das ist vielleicht sogar entscheidender, 
mit einer gar nie ernsthaft betriebenen Konzentrationspolitik 
in Deutschland. Nach 1990 ist die deutsche Rüstungsindustrie 
auf rund ein Viertel der Größe zu Hochzeiten des Kalten Krie-
ges zusammengeschrumpft – bis 2010 geschätzt in etwa auf 
100.000 Mitarbeiter*innen. Viele einstmals sehr engagierte 
Firmen sind komplett verschwunden, die Mehrheit jedoch ist 
nur kleiner geworden und hat ihre zivilen Marktanteile er-
höht. In anderen Staaten hatten ähnliche Entwicklungen der 
sinkenden Nachfrage nach Rüstungsgütern wesentliche Kon-
zentrationsprozesse nach sich gezogen – in Deutschland sind 
demgegenüber viele Spezialisten entstanden, die mit Teilen 
ihrer Produktion weiter in der Rüstung aktiv blieben. Wo an-

dere Staaten oft einen „Champion“ haben, der kaum etwas an-
deres macht außer Rüstung, gibt es in Deutschland eine Viel-
zahl von Unternehmen, die zum Teil in durchaus ähnlichen 
Spezialisierungen sowohl im zivilen Markt wie auch in der 
Rüstung aktiv sind, dafür aber ihre Produkte auch weltweit 
vertreiben. 

Diese Vielfalt – je nach Zuschnitt bisweilen als Konkur-
renz verkauft, die in einem kompetitiven Markt zu niedrige-
ren Preisen führen sollte – verursachte über die letzten dreißig 
Jahre vor allem massive Kosten im Prozess der Beschaffung 
von Rüstungsgütern und erhöhte die Komplexität ohnedies 
komplexer Waffensysteme weiter.1 Hinzu kommt/kam, dass 
das absehbar nur moderat steigende Budget für Rüstung in 
Europa dazu führte, dass die Firmen kaum ein wirkliches In-
teresse an einem endgültigen Abschluss ihrer Projekte haben 
konnten – siehe Eurofighter, A400M oder jedes andere belie-
bige Großprojekt, das Jahre hinter seinem Plan hing.2 Da-
durch entstanden zusätzliche Kosten, die der Steuerzahler 
schon immer bezahlt hat. Es ist u.a. diese Un-Strukturiertheit 
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Die Zukun� ist olivgrün
Der Umbau der Gesellscha� für das Kriegsgeschä�
von Andreas Seifert
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und Fragmentierung, die es konzeptionell schwierig macht, 
von einem Militärisch-Industriellen-Komplex in Deutschland 
zu sprechen. Seit 2014, also nicht erst seit der Zeitenwende, 
hat aber eine Debatte um sich gegriffen, in der die Bundes-
wehr als „kaputtgespart“ und „nicht einsatzfähig“ gekenn-
zeichnet wurde – die heutige Aufrüstungsdebatte und auch 
das Volumen der Aufrüstung findet hierin einen Anfang. 

Hier möchte ich anhand von vier Eingangsthesen eine An-
näherung an das Thema Rüstung heute versuchen.

These 1: Die Rüstungsbranche profitiert vom Struktur-
wandel der Industrie in Deutschland – sie kompensiert 
weder dessen Folgen, noch vermag sie eine dauerhafte 
Perspektive zum Erhalt des Wohlstandsniveaus zu bieten, 
wenn es keinen neuen Krieg gibt.

Die Globalisierung seit den 1990er Jahren und vor allem auch 
ihr partielles Zurückdrehen seit rund zehn Jahren setzt export-
orientierte Entwicklungsmodelle wie das deutsche stark unter 
ökonomischen Druck. Dies trifft insbesondere die lokalen 
Standorte einer transnational organisierten Automobilindus-
trie. Krasse Fehlentscheidungen des Automobil-Manage-
ments insbesondere bei der Umstellung auf Elektromobilität, 
wie auch ein zunehmender Protektionismus, den man nicht 
nur an den Trumpschen Zolldrohungen sichtbar machen 
könnte, setzen vor allem das Geschäftsmodell Automobil un-
ter Druck. Der hier künstlich hinausgezögerte Strukturwandel 
trifft nun umso härter. Einer Studie zufolge, die im Auftrag 
des Wirtschaftsministeriums 2020 erstellt wurde, wird die Be-
schäftigtenzahl innerhalb der Automobilindustrie (Produzen-
ten, Zulieferer) auf rund 940.000 Beschäftigte errechnet.3 Zu 
diesen sind noch rund 640.000 im Bereich Handel und Werk-
stätten, sowie 650.000 in den Bereichen Vorproduktion und 
weitere abhängige Dienstleistungen zu rechnen. Das sum-
miert sich auf rund 2,2 Mio. Menschen. Davon würden allein 
innerhalb der Automobilindustrie bis 2050 rund 170.000 Be-
schäftigte aufgrund der Umstellung auf Elektromobilität weg-
fallen, weitere 300.000 in den anderen beiden Bereichen. Der 
Verband der Automobilindustrie empfiehlt der Politik, sie 

möge den Verbrenner noch ein wenig weiter retten, sodass ein 
Teil des Arbeitsplatzabbaus mit dem demografischen Wandel 
zusammenfällt und erträglich wird.4 Dass dies abstrakte Zah-
len sind und sich insbesondere die Idee, dass sich ältere Ar-
beitnehmer*innen sozusagen automatisch zu einer Verschlan-
kung der Industrie „ausschleichen“, als Täuschung entpuppt, 
wird klar, wenn man sich die Verteilung dieser Arbeitneh-
mer*innen auf verschiedene Werke vor Augen hält ... sie wer-
den als Ganzes oder in Abteilungen geschlossen, nicht in Al-
terskohorten. Wenn Bosch 13.000 weitere Mitarbeiter*innen 
abbaut, wie zuletzt angekündigt, dann wird das Ausmaß die-
ses Strukturwandels sichtbar. Die Einbrüche in den Absatz-
zahlen werden diesen Wandel absehbar beschleunigen.

Die Automobilindustrie setzt dabei Arbeitskräfte frei, die 
auch in der Rüstungsindustrie eine „gute“ Verwendung finden 
können. Einige Rüstungsunternehmen wie z.B. Rheinmetall 
haben auch in der Automobilzulieferung bereits Geschäftsan-
teile und können so Teile ihrer Belegschaft von einem in den 
anderen Bereich umsetzen.  Wobei, und auch das sollte nicht 
verschwiegen werden, realisiert z.B. Rheinmetall einen Teil 
des Strukturwandels dadurch, dass die dann noch notwendi-
gen Arbeitsplätze für die Zulieferung zu zivilen Industrien ins 
Ausland verlagert werden – also netto auch hier ein Arbeits-
platzverlust eintritt.5

Laut Bundesagentur für Arbeit sind im Zeitraum von Juli 
2024 bis Juli 2025 in Deutschland 154.000 Industriearbeits-
plätze verloren gegangen, gegenüber dem Vorjahr mehr als 
eine Verdopplung: 2023 bis 2024 lag der Verlust bei 65.000.6

Nicht wenige dieser Arbeitsplätze werden von den Unterneh-
men ins Ausland verlagert, um die Renditen zu halten. 

Wirtscha�smotor Rüstung?

Industrie und Handelskammern in Deutschland empfehlen 
ihren Mitgliedsfirmen den Versuch eines Engagements in der 
Rüstung als Chance infolge ausfallender Geschäfte an anderer 
Stelle. SPD-Wirtschaftsforum, IG-Metall und Rüstungslobby 
(BDSV) wollen darin sogar einen Motor sehen, der „unseren“ 
Wohlstand erhält.7 Laut ZDF entstehen so mittelfristig rund 

These 1: Die Rüstungsbranche profitiert vom Strukturwan-
del der Industrie in Deutschland – sie kompensiert weder 
dessen Folgen, noch vermag sie eine dauerhafte Perspektive 
zum Erhalt des Wohlstandsniveaus zu bieten, wenn es kei-
nen neuen Krieg gibt.

These 2: Der Ausbau der Rüstungsindustrie wird wesentlich 
möglich gemacht durch den Abbau von etablierten Prozes-
sen – durch selektiven Bürokratieabbau, insbesondere den 
Abbau von Umwelt- und Klimaauflagen, den präferierten 
Zugang zu Kapital und durch die aktive Beförderung von 
Rüstungsexporten. 

These 3: Der Ausbau der Rüstungsindustrie geht einher mit 
der Ausbildung eines nationalen MIK – die Eigendynamik 
der Branche trägt zu ihrer Dominanz bei und wird mehr und 
mehr Bereiche der Gesellschaft durchdringen: Dies führt zu 
einer Militarisierung aller Ebenen.

These 4: Die Rüstungsindustrie zu fördern bedeutet heute, 
einer gerechten Gesellschaft, dem ökologischen Umbau der 
Ökonomie und der Möglichkeit, die Folgen des Klimawan-
dels zu bearbeiten, die Ressourcen zu entziehen – die Priori-
sierung von Sicherheit verunsichert die Zukunft der Men-
schen nicht nur in Deutschland. Dies ist auch der Hebel, mit 
dem sie zu kritisieren ist.
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100.000 neue Arbeitsplätze oder werden gesichert.8 Die argu-
mentative Absicherung der Rüstungsexpansion wird gern mit 
„Studien“ belegt, die die reale Absorptionsfähigkeit der Rüs-
tungswirtschaft überschätzen. 

In einer fast schon legendären Studie von 2012 hat die Rüs-
tungsindustrie z.B. bereits versucht, ihre volkswirtschaftliche 
Bedeutung darzustellen. Der BDSV (Bundesverband der Si-
cherheits- und Verteidigungsindustrie) hat das WifOR Insti-
tut9 gebeten, diese Bedeutung groß zu rechnen: WifOR kam 
auf rund 98.000 Beschäftigte im Sicherheits- und Verteidi-
gungsbereich und darüber hinaus auf die fantastische Zahl 
von weiteren 218.640 Beschäftigungsverhältnissen im indi-
rekten und induzierten Bereich.10 Allerdings waren es dem-
nach nur 3,9 Mrd. Euro Produktionswert, die tatsächlich mit 
Waffen, Waffensystemen und Munition erwirtschaftet wurden 
– von einem Gesamtproduktionswert der Branche von 18,7 
Mrd. Euro.11 Zum Vergleich die Zahl der „realen Wertschöp-
fung“ der Automobilindustrie 2011: 93 Mrd. Euro12. In einer 
ebenso interessanten wie verwirrenden Studie hat die Unter-
nehmensberatung PricewaterhouseCooper (PwC) 2023 für 
den BDLI (Bundesverband der Luft- und Raumfahrtindustrie) 
herausgefunden, dass die Ausgaben des Bundes für die 4. 
Tranche des Eurofighter sich über das Steueraufkommen aus 
dem Programm nahezu selbst finanziert. Kernaussage: „Der 
Rückfluss an Steueraufkommen in den deutschen Staatshaus-
halt beträgt 66 % im Vergleich zu den einstigen [...] Beschaf-
fungskosten.“13 Der Eurofighter sichere demnach rund 25.000 
Arbeitsplätze allein in Deutschland. Auf jeden hier investier-
ten Euro seien 26 % zusätzliches Steueraufkommen zu erwar-
ten.14 Für 2020 hat das Institut der deutschen Wirtschaft in ei-
nem Branchenporträt der Rüstungsindustrie in Deutschland 
(bzw. ihren Zuschnitt der Rüstungsbranche) auf rund 55.000 
Beschäftigte beziffert und die Umsatzzahl für den engeren 
Rüstungsbereich auf rund 11,28 Mrd. Euro – und sogar  einen 
Rückgang von fast 400 Mio. gegenüber dem Vergleichsjahr 
2015 festgehalten.15

Je nachdem, wie man die Grenzen der Branche definiert 
und welches Ziel man verfolgt, kommen also sehr unter-
schiedliche Beschäftigten- und Umsatzzahlen heraus. Auffäl-
lig ist, dass die Industrie selbst bemüht ist, ihren „Wert“ für 
die Gesamtwirtschaft hoch zu rechnen. Bisher hat die Bran-
che, da sind sich die unterschiedlichen Ansätze durchaus ei-
nig, gut die Hälfte ihrer Umsätze durch den Export erzielt.

Ziel der bisher genannten Untersuchungen war es also 
nicht, ein realistisches Bild der Branche zu zeichnen, sondern 
mit ihnen ging der Wunsch einher, die Politik in eine be-
stimmte Richtung zu beeinflussen. Die Rüstungsindustrie 
wollte (noch in Zeiten „knapper“ Rüstungshaushalte) ihre Be-
deutung verdeutlichen, um weiteren Einsparungen zu entge-
hen – sie wollte auf die Verbesserung von Bedingungen ihres 
Wirtschaftens drängen: (vor allem!) Exporterleichterungen, 
Zugang zu preiswerten Finanzierungsmöglichkeiten, etc. Sie 
nahm und nimmt immer noch gern für sich in Anspruch, mit 
ihren massiven Investitionen in Forschung und Entwicklung 

nicht nur den Forschungsstandort Deutschland zu fördern, 
sondern auch einen Beitrag zur „Sicherheit“ des Landes zu 
leisten. Seit der „Zeitenwende“ hat sich dieser Trend leicht 
verändert – Exporterleichterungen stehen z.B. derzeit auf-
grund der „guten“ nationalen Auftragslage nicht mehr ganz 
oben auf der öffentlichen Agenda.16 Stattdessen rückte bei 
vielen – mal mehr, mal weniger ausgeprägt – die Abgrenzung 
einer „nationalen“ Wirtschaftsbasis gegenüber einer „Abhän-
gigkeit“ vom Ausland in den Vordergrund (USA was Waffen-
systeme und Technik, VR China was Rohstoffe und Vorpro-
dukte betrifft).

Diese Betonung nationaler Souveränität, wie sie beim Stra-
tegiepapier des SPD-Wirtschaftsforums, der IG-Metall und 
dem BDSV Anfang 2024 gleich im Titel steht – „Souveränität 
und Resilienz sichern“17 –, wird als Chance begriffen, mehr 
von den als unvermeidlich angesehenen Staatsausgaben für 
Aufrüstung abzubekommen. Hier wird argumentiert, dass Ex-
portbeschränkungen fallen müssen, damit Deutschland als 
„sicherer“ Zulieferer angesehen wird, dass langfristige Be-
stellzusicherungen durch die Bundesregierung erfolgen müs-
sen, damit Unternehmen sicher planen und investieren kön-
nen, dass Umweltauflagen eingestampft werden müssen, da 
sie einen wirtschaftlichen Nachteil in der Kostenkalkulation 
darstellen, und dass die Bundesregierung prioritär deutsche 
Hersteller bedenken soll. Das Trio wiederholt zudem die in 
der PwC-Studie genannten Zahlen und Hoffnungen auf die 
Rüstungsindustrie als Jobmotor.

Eine Studie der DekaBank und EY geht hier noch einen 
Schritt weiter. Der „Megatrend“ einer konjunkturunabhängi-
gen, hochprofitablen Rüstung sollte von Anlegern genutzt 
werden, wie es verräterisch im Vorwort des Bank-Vorsitzen-
den heißt.18 Die am Kapitalmarkt finanzierte Aufrüstung wer-
de dabei, so die Studienmacher, über die gesamte Lieferkette 
betrachtet einen Produktionswert über der eigentlich einge-
setzten Investitionssumme erzeugen, der sich dann positiv auf 
die Gesamtwirtschaft auswirke. Explizit wird errechnet, dass 
jeder eingesetzte Euro einen Produktionswert zwischen 1,74 
und 2,18 Euro erzeuge, wovon zwischen 1,54 und 1,94 Euro 
innerhalb von NATO-Europa stattfinde. Die Studienmacher 
gehen davon aus, dass eine Erhöhung des Budgets über ein 
bestimmtes Maß hinaus dazu führen wird, dass man proporti-
onal mehr in den USA bestellen wird. Die zu schließenden 
„Lücken“ im Arsenal der Europäer werden besser von US-
Firmen abgedeckt, denn von Europäern, was den „Wertschöp-
fungseffekt“ in Europa limitiert. Insgesamt ergibt sich aber 
pro eingesetztem Euro eine Bruttowertschöpfung, also ein po-
sitiver Effekt auf das BIP, von rund 75 Cent.19 In Arbeitsplätze 
übersetzt bedeutete dies, dass wenn man die Verteidigungs-
ausgaben in Europa auf 3 % BIP steigere, rund 400.000 Ar-
beitsplätze in der Rüstung gesichert bzw. geschaffen würden 
– zuzüglich weiterer 652.000 Arbeitsplätze in den zuliefern-
den Industrien, in der Wartung und im Service, ganz zu 
schweigen von weiteren 295.000 induzierten Arbeitsplätzen 
... den Studienmachern ist an dieser Stelle die Euphorie über 
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die Rechenkunst durchgegangen, weshalb sie diese Zahl dann 
auf 1,3 Mrd. statt 1,3 Mio. Arbeitsplätze aufsummierten.20

Wohlgemerkt für ganz Europa! Die größten Zuwächse an zu-
sätzlichen Arbeitsplätzen könnte es in Großbritannien, 
Deutschland und Polen geben. Auch die US-Wirtschaft würde 
wesentlich von diesen Ausgaben profitieren, da fast ein Drittel 
aller Ausgaben auf US-Produkte entfallen würden. Herunter-
gebrochen auf Deutschland rechnet die Studie bei einer Stei-
gerung der europäischen Verteidigungsausgaben auf das 3 %-
Ziel mit rund 137.000 Beschäftigten in der Rüstungsindustrie 
– allein die deutschen Militärausgaben sichern hiervon rund 
50.000 ab.

Rüstung als Verschwendung

Einen etwas anderen Ansatz wählt Ethan Ilzetzki, der für das 
Institut für Weltwirtschaft in „Guns and Growth“ (im Deut-
schen ein wenig weniger mitreißend: „Waffen und Wachs-
tum“) die Ehrenrettung von Investitionen in die Rüstung ver-
sucht.21 Mit einer Reihe von historischen Parallelen (aus dem 
anglophonen Raum) arbeitend, evaluiert er den Forschungs-
stand zu den Effekten von Rüstung auf die Gesamtwirtschaft 
und kommt zum Schluss, dass es in der Regel für die Wirt-
schaft nicht schädlich ist, wenn Staaten Aufrüstung betreiben, 
auch wenn die Punkte, wo diese sich explizit positiv auf die 

WifOR 2012

Indirekte und induzierte 
Arbeitplätze durch 
Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie

Ges. und neue Arbeitplätze 
durch deutsche Rüstung 
allein

Gesicherte und neue 
Arbeitplätze durch 
europäische Rüstung

Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie

Prognosen zur Entwicklung der Rüstungsindustrie

98.000

218.640

Rüstungsindustrie

50.000

87.000
Rüstungsindustrie

55.000

Institut der Deutschen 
Wirtschaft  2020

EY/DEKABank 2025
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Wirtschaft auswirkt, ein wenig konstruiert zu sein scheinen.22

Insbesondere dann, wenn die Aufrüstung nicht aus den Steu-
ermitteln bezahlt wird, sondern am Kapitalmarkt über Schul-
den finanziert wird, kann Aufrüstung aus seiner Sicht einen 
positiven Effekt auf das Wirtschaftswachstum haben – han-
tiert wird mit einer Zahl von 0.9 % bis 1,5 % BIP-Wachstum 
durch gesteigerte Rüstung.23 Er liefert Argumente dafür, dass 
man (als Europäer) die eigene (Wehr-)Wirtschaftsbasis för-
dern sollte, um umfangreicher von dem durch den Kauf von 
Militärgütern bereit gestellten Mitteln zu profitieren. Er 
spricht eine Warnung aus, feste BIP-Anteile als Bemessungs-
grundlage für die Rüstung (wie beispielsweise das anvisierte 
3,5 %-Ziel der NATO) anzusetzen: „Durch die Festlegung 
von Ausgabenzielen wird das Ziel ‚Geld in die Hand zu neh-
men‘, was weder die Beschaffung angemessener Rüstungsgü-
ter sicherstellt, noch Anreize für Kosteneinsparungen 
schafft.“24 Er empfiehlt demgegenüber eine Festlegung, was 
an Ausrüstung oder Waffen anzuschaffen ist, um dann auch 
ein ggf. höheres Budget bereitzustellen. Von einer BIP-Vorga-
be entkoppelt, könnte ein Budget auch höher ausfallen (als die 
3,5 %) und wäre von den BIP-Schwankungen befreit. 

Mit dieser Studie knüpft Ilzetzki nahezu nahtlos an die be-
reits 2024 vorgelegte Studie aus dem gleichen Haus zur not-
wendigen Aufrüstung in Deutschland an: „Kriegstüchtig in 
Jahrzehnten“.25 Wie diese hat auch Ilzetzki ein paar Tipps be-
reit, wie man Beschaffung effektiver machen kann – z.B. in-
dem man kompetitive Forschungs- und Beschaffungsaufträge 
vergibt und schaut, welche Firmen welche gute Lösung anbie-
ten und zu welchem Preis (Vorbild USA). Die Studie von 
2024 empfahl hier, sich auch die Verfahren des „Rüstungs-
wunders“ von 1941, initiiert von Albert Speer, noch einmal 
anzuschauen, um Unternehmen zu kostengünstigen Lösungen 
anzuhalten (anreiz-kompatible Verträge).26

Als Gegengewicht zu diesen Studien, die einen Segen in 
„mehr Geld für Rüstung“ erkennen können, sei auf die an der 
Universität Mannheim erstellte Untersuchung von Tom Krebs 
und Patrick Kaczmarczyk verwiesen.27 Sie sind deutlich skep-
tischer, was die unmittelbaren positiven Effekte der Steige-
rung von Rüstungsausgaben in Deutschland anbelangt und 
hinterfragen den behaupteten Automatismus von Kostenein-
sparungen durch größere Bestellmargen – mehr noch:

„Die deutsche Rüstungsindustrie ist derzeit stark ausgelas-
tet und der Wettbewerb ist aufgrund von intransparenten Ver-
gabepraktiken gering. Jeder zusätzliche Euro an staatlichen 
Aufträgen wird also die Preise der Rüstungsgüter und die Ge-
winne der Rüstungsunternehmen merklich anheben, und so-
mit den Effekt auf die Produktion verringern. Der mehr als 
zwanzigfache Anstieg des Aktienkurses des Rüstungsherstel-
lers Rheinmetall seit Beginn des Krieges in der Ukraine unter-
streicht, dass Investoren hohe Gewinnerwartungen für die 
deutsche Rüstungsindustrie haben, die nur mit entsprechen-
den Preissteigerungen verwirklicht werden können.“28

In den Berechnungen der Studienmacher erbringt jeder ein-
gesetzte Euro in den bisherigen Aufrüstungsszenarien gerade 

einmal 50 Cent oder weniger an realem Produktionswert – 
was letztlich schon ein recht krasser Unterschied zu den z.B. 
von DekaBank und Ey errechneten Werten ist. Dabei ist es 
nicht so, dass die Autoren hier die möglichen positiven Effek-
te einer wachsenden Rüstungsindustrie nicht sehen wollen – 
Arbeitsplatzsicherheit, ggf. langfristige positive Effekte durch 
F&E, etc. – vielmehr sehen sie den Fiskalmultiplikator aber 
deutlich geringer als z.B. bei Investitionen in Infrastruktur 
(Fiskalmultiplikator 2) oder in den Ausbau von Betreuungsin-
frastruktur in Kitas und Schulen (Fiskalmultiplikator 3) wo-
hingegen bei ihnen die Rüstung auf einen Fiskalmultiplikator 
von 0,5 kommt. Insofern muss die Gesellschaft aus ihrer Sicht 
abwägen, in welche Bereiche investiert wird, bzw. müssen die 
offensichtlichen Hemmnisse innerhalb der Rüstung beseitigt 
werden, damit ein besseres Verhältnis entsteht – explizit wird 
hier auch der Gedanke einer Beteiligung des Staates an den 
Rüstungsunternehmen ins Spiel gebracht.29

Die kurzfristigen scheinbar positiven Effekte der Aufrüs-
tung sind letztlich schnell benannt: 
● Die Rüstungsindustrie wird wachsen und damit auch zum 

BIP beitragen – ihr Beitrag wird sich gegenüber dem au-
genblicklichen Stand erhöhen –, ob er aber in dem Umfang 
anwächst, wie einige vermuten, darf bezweifelt werden.

● Die Rüstungsindustrie wird einige der Arbeitskräfte absor-
bieren, die andere (namentlich die Automobilindustrie) auf 
die Straße setzen – doch hier gibt es einen großen Nettover-
lust an Arbeitsplätzen –, die Schätzung von 150.000 „neu-
en“ Arbeitsplätzen in der Rüstung ist bereits zu optimis-
tisch, Investitionen in andere Branchen würden mehr Ar-
beitsplätze schaffen.

● Die Zulieferindustrie, die bisher schon im Bereich Rüstung 
aktiv ist, wird ihren Anteil daran erhöhen; ob dies aber 
reicht, um Ausfälle an anderer Stelle (z.B. bei der Zuliefe-
rung zur Automobilindustrie oder im Bereich Konsumgü-
ter) zu kompensieren, muss ausdrücklich bezweifelt wer-
den.

● Zusätzliche neue Arbeitsplätze werden nur begrenzt in we-
nigen neuen Technologiefeldern entstehen.

Zudem, und dies ist sicherlich eines der bedrohlicheren Ele-
mente der jetzigen Debatte, sind diese „Beschäftigungseffek-
te“ nur dann dauerhaft realisierbar, wenn sich die Etats verste-
tigen. D.h. die Priorisierung von Rüstung auf Schuldenbasis 
wird dann, so steht zu befürchten, so lange weiter fortgeführt, 
bis alle anderen Bundesetats auf eine Zwergenmaß zurechtge-
stutzt sind und man innerhalb des Bundeshaushaltes die „Be-
dürfnisse“ des Militärs abbilden kann. Die Ausweitung des 
Exports von Waffen kann in diesem Szenario ebenfalls positiv 
wirken – so man die moralischen Bedenken gegen Rüstungs-
exporte hinter sich lässt. Zuletzt machte z.B. der Beraterkreis 
im Bundeswirtschaftsministerium bestehend aus Rene Ober-
mann (ex-Telekom, Airbus), Nico Lange („Experte“ Münch-
ner Sicherheitskonferenz), Joachim von Sandrart (ex-Gene-
ral) und Moritz Schularick (Kieler Institut für Weltwirtschaft) 
mit einem Strategiepapier genau eine solche Position zu ei-
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nem möglichen Kriterium einer Auftragsvergabe: die Export-
fähigkeit!30

These 2: Der Ausbau der Rüstungsindustrie wird wesent-
lich möglich gemacht durch den Abbau von etablierten 
Prozessen – durch selektiven Bürokratieabbau, insbeson-
dere den Abbau von Umwelt- und Klimaauflagen, den 
präferierten Zugang zu Kapital und durch die aktive Be-
förderung von Rüstungsexporten.

Der politische Wunsch nach mehr Rüstung im eigenen Land, 
nach der Auffrischung der eigenen rüstungsindustriellen Ba-
sis, ist keine wirtschaftspolitisch sinnvolle Maßnahme – im 
Gegenteil. Dennoch wendet der Staat nicht nur finanzielle 
Ressourcen auf, sondern ist auch bereit, für dieses Ziel einen 
gezielten Abbau von Bürokratie und rechtlichen Leitplanken 
zu betreiben, wie er auch bereit ist, Wertedebatten der letzten 
Jahre wieder zurückzudrehen. Dabei ist die selektive Rück-
nahme z.B. von Umweltauflagen mittelfristig auch anderen 
Unternehmen nicht zu versagen – d.h. der Umbau zugunsten 
einer Rüstungsindustrie gerät zu einem Umbau von Gesetzge-
bung und der Rücknahme von Auflagenkatalogen im Bereich 
von Arbeits- und Umweltrechten. Die Rüstungsindustrie in 
dieser Form zu hofieren, bedeutet in erster Linie, ihr und 
ihrem keineswegs gemeinwohlorientierten Treiben freie Bahn 
zu lassen. Der Abbau von Kontrollmechanismen nützt nicht 
der Effektivierung von Prozessen, sondern ist eine Begleiter-
scheinung einer gewollten Militarisierung.  

Kontrollverlust in Kauf genommen

Bausteine der letzten Zeit sind hier z.B. das Bundeswehrför-
derungsgesetz in Bayern (und anderer die auf diesem Pfad 
folgen werden), die Bürokratiebeschleunigungsgesetze, die 
vordergründig die Beschaffungsbürokratie des Bundes betref-
fen, aber auch oft Eingriffe in andere Gesetzesbereiche dar-
stellen, wie z.B. in das Luftfahrtverkehrsgesetz. Die Priorisie-
rung von Rüstungswirtschaft, die z.B. beim sogenannten Ta-
riftreuegesetz ausgenommen wird, oder dass nun auch die 
Waffenproduktion in die Nachhaltigkeitskriterien der EU für 
Investitionen hineingerechnet wird, sind weitere Elemente, 
die diesen Trend sichtbar machen. Mit der zunehmenden Son-
derstellung von Bundeswehr und Rüstungsindustrie in den 
gesetzlichen Vorgaben gehen zudem Einspruchs- und Mit-
spracherechte auf lokaler Ebene verloren. 

Im Bayerischen Bundeswehrförderungsgesetz, das einen 
gewissen Vorbildcharakter eingenommen hat, sind beispiels-
weise neben den auch in der Öffentlichkeit diskutierten Gebo-
ten zur Kooperation von Hochschulen mit dem Militär – also 
die faktische Abschaffung der Forschungsfreiheit und Zivil-
klauseln31 – auch Regelungen enthalten, die wesentlich in die 
bestehenden lokale Hoheiten und Befugnisse eingreifen.32 So 
soll das Baurecht dergestalt angepasst werden, dass auf Bun-
deswehrliegenschaften weitgehend frei von baurechtlichen 

Vorgaben durch die sie umgebende Gemeinde gebaut und um-
gestaltet werden darf. Insbesondere Lärmschutz, Umwelt-
schutz aber auch der Denkmalschutz sollen den Notwendig-
keiten der militärischen Nutzbarkeit unterworfen werden – 
Gemeinden und Anliegern sind in ihren Bedürfnissen damit 
nachrangig und ggf. den Entscheidungen der Bundeswehr und 
deren Konsequenzen ausgeliefert. Bestimmte Bauvorhaben 
sind demnach keiner weiteren Begutachtung oder gar Geneh-
migung vorzulegen. Insbesondere was den Denkmalschutz 
anbetrifft, ist hier auch ein gesamtgesellschaftliches Gut be-
troffen und der Bundeswehr wird ein Freibrief ausgestellt, 
sich der Erinnerungskultur zu entledigen, wo sie stört, oder 
sie gar so anzupassen, dass sie anderen Erinnerungszielen die-
nen kann. Wie die Entmachtung lokaler Einspruchsmöglich-
keiten aussehen, wird deutlich, wenn man sich die Überlegun-
gen zum „Bau-Turbo“ in der Bundesgesetzgebung vor Augen 
führt.33 Relevant sind dort beispielsweise die bisher begründet 
engen Vorschriften bei der Lagerung von Sprengmitteln und 
der Verarbeitung derselben. Nun möchte die Bundesregie-
rung, dass die Industrie und das Militär Lager- und Produkti-
onsstätten im Außenbereich errichten können und die Kom-
munen bei einer Versagung der Genehmigung (aus welchen 
Gründen auch immer) übergangen werden können. Wenn die 
Bundeswehr die Errichtung eines Sprengstofflagers plant, so 
kann das Verteidigungsministerium und die Landesregierung 
die Kommune in ihrem Votum überstimmen. Hier wird deut-
lich, dass es im Zweifel gar nicht um eine „Beschleunigung“ 
von Prozessen geht, sondern darum, eigentlich nicht geneh-
migungsfähige Projekte umzusetzen. Die im Oktober 2025 
angekündigte Rücknahme bereits zur Konversion freigegebe-
ner Liegenschaften durch die Bundeswehr ist ein ähnlicher 
Prozess, der in seiner Pauschalität lokale Belange nicht nur 
übergeht, sondern ihre ggf. schon durchgeführten Planungen 
nullifiziert. Einspruchsmöglichkeiten durch die Kommunen 
werden von vorn herein ausgeschlossen: sie sind von nun an 
der „Gnade“ der Bundeswehr ausgesetzt.34

Ein krasses Beispiel, wie lokale Bedürfnisse fürderhin 
übergangen werden, ist der Ausbau des Sprengkapselwerkes 
in Troisdorf (NRW), das nicht gegen den lokalen Widerstand 
durchgesetzt wurde, sondern schlicht an ihm vorbei.35  Das 
jetzt schon bestehende Einspruchsrecht der Bundeswehr ge-
genüber zu errichtenden Windkraftanlagen, ist ein anderes 
Beispiel, wie neue Regeln, lokale Planungen durchkreuzen – 
im Falle von Nordrheinwestfalen führt dies dazu, dass die 
Energiewende unmittelbar in Gefahr gerät.36 Die staatlich ver-
ordnete oder tolerierte Missachtung von Bevölkerungswün-
schen ist auch bei der industriellen Konversion erwartbar bald 
die Regel.

Einzelne Bundesländer, beispielsweise Baden-Württem-
berg, gehen noch einen Schritt weiter. So galt für die Bundes-
wehr in gewissem Rahmen schon bisher eine Aufnahme von 
förmlichen Bauantrags- und Genehmigungsverfahren für ihre 
Bauprojekte auf ihren Liegenschaften. Ähnlich wie im Mittei-
lungsverfahren für Eigenheimbauten war die Anzeige eines 
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Bauvorhabens ausreichend und damit die Erklärung abgege-
ben, dass das Vorhaben die einschlägigen Vorschriften der Be-
bauungsordnung erfüllt. Nun soll auch dies entfallen. Die 
Bundeswehr, so sieht es der am 16. Dezember 2025 vom Mi-
nisterrat beschlossene Entwurf des Ministeriums für Landes-
entwicklung und Wohnen vor, soll pauschal von allen „mate-
riell-rechtlichen Vorschriften“ befreit werden. Was und wie 
auch immer also die Bundeswehr meint für die Landesvertei-
digung bauen zu wollen, sie darf es:

„Wir befreien die Bundeswehr beim Bau von Anlagen, die 
der Verteidigungsfähigkeit Deutschlands dienen, von allen 
materiell-rechtlichen Vorschriften des Landes. Das betrifft 
unter anderem das Bauordnungsrecht, das Denkmalrecht, das 
Straßenrecht, das Wasserrecht und das Naturschutzrecht.“ 37

Bayern möchte überdies, dass sich Landesbehörden die 
„Verteidigung“ stärker zu Eigen machen und bei allen Vorha-
ben „mitdenken“. Dies bedeutet in der Konsequenz, dass die 
leitende Bürokratie angewiesen wird, priorisiert Projekte zu 
bearbeiten, die in einer gewissen militärischen Relevanz ste-
hen. Der Abwägungsprozess, bildlich gesprochen, ist dann: 
Nützt der Brückenneubau auch dem Militär oder der Rüs-
tungsindustrie, oder nur der Landbevölkerung? Hier sind in-
teressante Kämpfe um die Relevanz von Infrastrukturprojek-
ten vorprogrammiert ... nein, sie sind dann schon entschieden.

Die Besonderheit des bayerischen Falls ist, dass hier nicht 
nur an das Militär (Bundeswehr) gedacht wurde, sondern 
auch an die Industrie. Der auf einer Kabinettssitzung am 21. 
Oktober 2025 auf den Weg gebrachte Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung der Verteidigungsindustrie sieht viele Ausnah-
men von Landesgesetzen vor – wiederum auch des Natur-, 
Umwelt- und Denkmalschutzes. Bayern will sich auch im Be-
reich der Forschung und Erprobung eine Stellung verschaffen 
und sieht die Einrichtung eines „Defense Lab Erding“ vor, 
wie auch weiterer Geldquellen eröffnet werden.38 Nicht nur 
hier wird deutlich, dass das bayerische Interesse an der Rüs-
tung nicht dem bekundeten freiheitlichen Patriotismus ent-
springt, sondern vor allem ökonomisch begründet ist: Mehr 
Geld für Rüstung bedeutet mehr Geld für Bayern. Auch ein 
Patriotismus. 

Beschaffungsreformen

Diese Form des „Bürokratieabbaus“ ist aber nicht nur auf das 
Schaffen vorteilhafter äußerer Bedingungen für Rüstung und 
Militär beschränkt, sondern auch auf die Aufweichung von 
gesetzlichen Bestimmungen, die bisher dazu da waren, Kor-
ruption und Verschwendung zu limitieren. Der Staat setzt sich 
mit seinen „Reformen“ in der Beschaffung z.B. selektiv über 
die von ihm selbst aufgestellten Regeln für einen „fairen 
Wettbewerb“ hinweg und schafft sich die Voraussetzungen 
für die freie Vergabe von Aufträgen an bevorzugte Unterneh-
men. Besonders sichtbar ist dies am „Gesetz zur beschleunig-
ten Planung und Beschaffung für die Bundeswehr“39, in dem 
sich der Auftraggeber Bundeswehr die Freiheit nimmt, frei 

von den EU-Grenzwerten, ab denen eine EU-weite Aus-
schreibung zwingend ist, frei auch von anderen Wettbewerbs-
beschränkungen oder der Vergabeverordnung und dem Haus-
haltsrecht Beschaffungen zu tätigen und Aufträge für z.B. 
Bauleistungen etc. beliebig zu vergeben. Auch die bereits in 
den allgemeinen Verwaltungsvorschriften hinterlegte Maßga-
be klimafreundlicher Leistungen, wird kurzerhand damit aus-
gehebelt. Dies ist ebenfalls ein Element von „whatever it 
takes“ des Kanzlers. 

Darüber hinaus kann die Bundeswehr auch dann eine Auf-
tragsvergabe einleiten, wenn sie noch gar kein Modell der ei-
gentlichen Finanzierung hat. Bildlich gesprochen ist das so, 
als ob ein Einkäufer über die Waffenmesse läuft und einfach 
mal den Korb vollmacht, um am Ende eine (ggf. ungedeckte) 
Kreditkarte auf den Tisch zu legen. Weitere Ausnahmen be-
treffen beispielsweise die Beauftragung ganzer Lose ohne 
weitere Prüfung möglicher Unteraufträge. So entsteht z.B. die 
Möglichkeit, dass zum Bau einer Kaserne ein Generalunter-
nehmer gebeten wird, der weder seine eigene Unterbeauftra-
gung mehr offen legen noch über die Wirtschaftlichkeit dieser 
Unterbeauftragung Auskunft geben muss. Die Vorgabe der 
losweisen Vergabe sollte einmal sicherstellen, dass z.B. auch 
lokale Handwerker eine Chance haben, beim Bau lokal ange-
siedelter Kasernen beteiligt zu sein und so auch die Kommune 
daran „verdienen“ kann – es ist eines der Elemente, mit denen 
man ggf. auch lokalen Widerstand gegen den Kasernenbau 
abfangen und kanalisieren kann. Es entsteht der Eindruck, 
dass man auf solche Gesten lokaler Verankerung verzichten 
kann. 

Entscheidend bei dem Gesetzespaket ist aber, dass sich die 
Bundeswehr als Auftraggeberin im Falle einer Klage durch 
einen Konkurrenten des Auftragnehmers in eine Position 
rückt, in der sie ihre eigene Vergabe nicht mehr prüfen lassen 
muss. Bisher galt – und das war durchaus auch dysfunktional 
–, dass sich ein Konkurrent bei Nichtberücksichtigung seines 
Angebotes an ein Gericht wenden und auf Gleichbehandlung 
pochen bzw. das Beschaffungsverfahren an der Stelle stoppen 
konnte. Diese Fälle hatte es wiederholt gegeben, wie z.B. bei 
der Beschaffung der Bundeswehr Standard-Gewehre, wo 
Heckler&Koch die Vergabe an Haenel hinterfragen und erst 
nach fünf Jahren für sich entscheiden konnte. Ein jüngeres 
Beispiel wäre die Vergabe der Beschaffung von Bergepanzern 
an Rheinmetall statt an die Flensburger Fahrzeugwerke. Die 
FFG produziert den „Wisent“ für rund 11 Mio. Euro das 
Stück, Rheinmetall seinen „Büffel“ für 20 Mio. Euro – funk-
tional scheinen beide Modelle gleichwertig. Trotz des offen-
sichtlichen Preisvorteils erhielt Rheinmetall den Zuschlag: 
bei 23 Stück immerhin 207 Mio. Euro Mehraufwand. Die Be-
gründung der Bundeswehr in diesem Falle: Man wollte einen 
gleichen Ersatz für die an die Ukraine abgegebenen Fahrzeu-
ge haben.40 Böse Zungen sehen hierin auch eine Industriepo-
litik, die dem Platzhirsch Rheinmetall weiterhilft, seine 
Marktmacht auszubauen.41
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Grundtendenz Militarisierung

Die Grundtendenz dieser jüngsten Gesetze und Gesetzesiniti-
ativen ist es, den Staat selbst auf die Erfüllung militärischer 
Bedürfnisse zuzuschneiden. Immer mehr Lebensbereiche 
werden daran ausgerichtet. Dieser Trend wird sich auch in der 
unmittelbaren Daseinsfürsorge, wie z.B. dem Gesundheits-
system oder auch dem Katastrophenschutz, aber auch in der 
Infrastrukturpolitik fortsetzen. Die zivil-militärische Zusam-
menarbeit wird konzeptionell an den Bedürfnissen des Mili-
tärs und seiner Agenten ausgerichtet, nicht an den Bedürfnis-
sen lokaler Bevölkerungen.42

Auch auf EU-Ebene ist diese Grundtendenz zu beobachten 
– wohlgemerkt nicht nur in den Konzepten der generellen 
Aufrüstung, also der Bereitstellung für Gelder aus den ver-
schiedensten, bisher und eigentlich ausschließlich zivilen 
Förderrichtlinien.43 Ganz entscheidend ist die (endgültige) 
Auflösung der Grenzen zwischen zivilen und militärischen 
Zweckbestimmungen. 

Bemerkenswert ist dabei vor allem die Aufhebung des bis-
her geltenden Ausschlusses von militärischen oder rüstungs-
bezogenen Investitionen in den Nachhaltigkeitszielen. In der 
ursprünglichen Formulierung dieser Nachhaltigkeitskriterien 
war der Verteidigungssektor teilweise ausgeschlossen, was 
auch einen bevorzugten Zugang zu Krediten der Banken aus-
schloss – Rüstung „musste“ über nicht begünstigte Kredite 
finanziert werden, was insbesondere der Rüstungsindustrie 
schon immer ein Dorn im Auge war, weil es die Hürden für 
eine Finanzierung und das Risiko erhöhte. Nun ist es für diese 
möglich, preiswerter an Kredite zu kommen und Rüstungsti-
tel dürfen auch wieder in als „nachhaltig“ charakterisierte Ak-
tienfonds etc. integriert werden. 

Schließlich, und dies scheint ein willkommener Nebenef-
fekt des Geredes der Kriegstüchtigkeit zu sein, wird Wider-
stand gegen jeden einzelnen dieser Aspekte diffamiert und da-
mit auch einer vorauseilenden Strafverfolgung anheimge-
stellt. Der „Schutz“ der Rüstungsindustrie mündet auch in die 
polizeiliche Begleitung des Protests gegen sie. Dies wird, so 
steht zu erwarten, vor allem dann relevanter werden, wenn so-
ziale Einschnitte bestehende Ungleichheiten vertiefen. Loka-
ler Widerstand wird dann nicht nur, wie schon jetzt allenthal-
ben, medial totgeschwiegen, er wird zunehmend auch einer 
systematischen Diffamierung ausgesetzt sein.44 Bereits jetzt 
wird Konformität eingefordert und abweichende Argumente 
bekommen keine Aufmerksamkeit mehr.

These 3: Der Ausbau der Rüstungsindustrie geht einher 
mit der Ausbildung eines nationalen MIK – die Eigendy-
namik der Branche trägt zu ihrer Dominanz bei und wird 
mehr und mehr Bereiche der Gesellschaft durchdringen: 
Dies führt zu einer Militarisierung aller Ebenen.

Ingar Solty von der RLS postulierte für die Zeitung gegen den 
Krieg die Ausbildung eines militärisch-industriellen Komple-

xes in Deutschland, wie es ihn für die USA bereits gibt. Er 
folgert weiter: „Ein militärisch-industrieller Komplex muss 
sich aber ständig neue Gefahren schaffen und Möglichkeiten, 
die geschafften Waffenarsenale wieder zu zerstören. Das be-
deutet – der US-militärisch-industrielle Komplex macht es vor 
– Krieg, ja Krieg in Permanenz.“45 Die Referenz hier ist die 
Verschränkung des Militärs oder militärischer Einheiten mit 
der sie beliefernden Industrie und der Politik mit dem Zweck 
der eigenen Existenzabsicherung, ggf. frei von einer tatsächli-
chen Notwendigkeit zur Rüstung oder Verteidigung angesichts 
einer „realen“ Bedrohung. Ein MIK wirkt dabei tief in das po-
litische System hinein, um seine Ansprüche ständig auszubau-
en und im Wettstreit mit anderen Ressorts um die Ressourcen 
des Staates zu bestehen. Die Akteure des MIK bedienen sich 
dabei der Aufrechterhaltung eines hohen Bedrohungslevels 
durch immer neue Szenarien äußerer Bedrohung, um neue 
Waffen, mehr Personal und tiefe Eingriffe in die Forschungs-
landschaft zu erwirken. In diesem Modell gedacht ist es, wie 
es Solty auf den Punkt bringt, zwangsläufig, dass jedwede Kri-
se willkommen ist und gar neue geschaffen werden müssen, 
um die Mühlen neuer Beschaffungen und Produktion aufrecht 
zu erhalten. Es ist das gemeinsame Interesse von Militär und 
Industrie, Ängste zu schüren und das Bedürfnis nach mehr 
Aufrüstung aufrecht zu erhalten. Im Zweifel zieht „man“ dafür 
auch in den Krieg (bzw. lässt andere in den Krieg ziehen).

Von der Lobby zum MIK

Ob man sich diesen MIK als eine konkrete Gruppe von Men-
schen vorstellt, die miteinander abgesprochen dieses Ziel ver-
folgen, oder doch eher als ein über das gemeinsame Interesse 
definiert, strukturell gleich handelndes loses Konstrukt von 
Akteuren, ist dabei nicht entscheidend. Fakt ist, dass die Be-
reiche Militär und Rüstungsindustrie über ein vielfältiges 
Netzwerk von konkreten Personen, die in ihren Biographien 
sozusagen links und rechts der Linie tätig waren, verschränkt 
sind – auch und gerade auch in Deutschland. 

Lobbykritiker, wie beispielsweise Philipp Steeg von 
Greenpeace, haben schon vor längerer Zeit aufgezeigt, dass 
ein Merkmal dieser Verbindung von Militär, Rüstungsindus-
trie und auch des Politikbetriebes ist, dass Personal von einem 
Bereich in einen anderen wechselt, aber eben auch oft alle al-
ten Verbindungen dabei aufrecht erhält.46 Dabei beeinflusst 
der Lobbyismus dieser Art nicht nur die Entscheidungen des 
Bundestages und damit der generellen Beschaffungspolitik, 
sondern er setzt auch gezielt an den einzelnen Abschnitten 
von Beschaffungsprozessen an. Jeder Schritt, von der Fest-
stellung des (militärischen) Bedarfs über die Formulierung 
von Anforderungsprofilen, die dann wiederum in konkrete 
Ausschreibungen münden, bis hin zu den Prüfprozessen des 
zu beschaffenden Materials wird begleitet und zu beeinflus-
sen gesucht. 

Der Abbau der bürokratischen Hürden, wie sie im letzten 
Abschnitt erläutert wurden, verstärkt das Gewicht des Lobby-
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ismus und präferiert Akteure, die bereits vernetzt sind. Inso-
fern tragen die genannten Gesetzesänderungen auch dazu bei, 
die Grundtendenz des Ausbaus der Rüstungsindustrie und da-
mit ihres gestiegenen (volkswirtschaftlichen) Gewichtes, zu 
verstärken, indem spezifische Akteure, nämlich die jetzt 
schon bereits größeren – namentlich kann auf das Beispiel 
Rheinmetall verwiesen werden – weiter aufgepäppelt werden. 
Es entsteht eine Spirale an Machtzuwachs, die wahlweise mal 
von dieser oder von anderer Seite angetrieben wird. Wobei, 
und dies dürfte für die Zukunft durchaus entscheidend sein, 
bestimmten Firmen und damit verknüpften Personen oder 
auch Personen aus dem politischen Betrieb eine Rolle im 
Agenda Setting zuwächst.

Es sind schon jetzt vielfach Investoren, die, in der Gewiss-
heit, das richtige Produkt am Start zu haben, im öffentlichen 
Diskurs die „militärisch“, „technologisch“ oder auch „tak-
tisch“ beste Strategie vorgeben, wie mit dieser oder jener Be-
drohung umzugehen ist – Bedrohungen, die ggf. erst durch sie 
geschaffen wurden oder auf die sie als relevant hinweisen. 
Die selektive Berichterstattung aus Kriegen begünstigt dies.

Hier vereint sich nicht die Expertise zu einem bestimmten 
Gegenstand, sondern das Bedürfnis nach mehr Umsatz. Sollte 
die Bedrohungslage sich wieder entspannen, wird dieses Kon-
strukt einfach für neue Bedrohungen sorgen, wie Solty postu-
liert, oder aber neue Wege der Profitmaximierung finden. So 
wird die – unter anderem aufgrund von aktuellen Kapazitäts-
grenzen der Rüstungsindustrie – eingeschlafene Debatte über 
Rüstungsexporte wieder aufflammen, sobald absehbar wird, 
dass der Grundstock der Bundeswehr wieder aufgefüllt und 
ein Krieg doch zu weit weg ist. Hier wird mit dem Argument 
des Erhaltens von Rüstungskapazitäten, die ein „Hochfahren 
der Rüstungsindustrie im Kriegsfalle“ ermöglichen, darauf 
gedrungen werden, Exporte dieser Güter zu erleichtern.47

Festgehalten werden muss, dass die sichtbaren Versuche 
der Bundesregierung und einiger Landesregierungen, die 
Landschaft der Rüstungsindustrie zu formen, von eben dieser 
auch genutzt werden, sich selbst in eine vorteilhafte Position 
zu rücken. Wie dies geht, kann man wiederum am Paradebei-
spiel Rheinmetall beobachten. Schon ein ZDF-Bericht aus 
dem Juni 2025 legte offen, dass Rheinmetall mit seinen Un-
terfirmen Aufträge für rund 42 Mrd. Euro aus dem ersten Son-
dervermögen erringen konnte.48 Die US-Tagezeitung Politico 
berichtete dann im Herbst 2025 über eine Wunschliste des 
Militärs mit rund 320 Projekten und einem Gesamtwert jen-
seits der 377 Mrd. Euro.49 Von diesen 320 Projekten sind nur 
178 bereits einem Rüstungsunternehmen zugeordnet – davon 
dann erstaunliche 160 Projekte deutschen Rüstungsunterneh-
men. Der Name Rheinmetall wird im Zusammenhang mit 53 
Projekten genannt – grober Wert: 88 Mrd. Euro. Und auch 
wenn bei vielen Projekten kein konkreter Zeithorizont hinter-
legt ist, so ist dies doch eine mehr als komfortable Ausgangs-
basis für eine zukünftige Expansion einer spezifischen Firma. 
Das Argument, Rheinmetall sei aufgrund seines Angebotes in 
diese Position gekommen, kann man widerlegen. Letztlich 

dehnt sich das Unternehmen in die Richtungen aus, in denen 
es schon Zuschläge für Projekte erhält, ohne hierfür vorberei-
tet oder geeignet zu sein. Das Beispiel der Vergabe von Satel-
liten-Aufträgen an einen Panzerbauer, der mithilfe eines 
Startups aus Finnland einen Zuschlag über rund 3 Mrd. Euro 
erhält, sollte da zu denken geben.50 Auch die jüngsten Ereig-
nisse rund um die Beschaffung von Kampfdrohnen bzw. Loi-
tering Munition (Wegwerfwaffen) von den Herstellern Stark, 
Helsing und eben wieder Rheinmetall, die mit einer komplett 
neuen Eigenentwicklung ins Rennen gegangen sind und nicht 
einmal einen Funktionstest vorlegen mussten, sind hier klare 
Signale, dass es mit dem „Wettbewerb“ nicht weit her ist.51

Hier kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, dass der 
Wunsch des Rheinmetall-Chefs Armin Papperger, ein interna-
tionales Schwergewicht im Rüstungsbereich zu schaffen, 
durchaus auch die Unterstützung der Beschaffungsbehörde, 
des Verteidigungsministeriums und des Militärs genießt. 

Ausweitung des Militärischen

Ein Nebeneffekt dieser Entwicklung ist, wie am angeführten 
Beispiel des finnischen Startups deutlich gemacht werden 
kann, dass auch zivile Unternehmen aufgrund ihrer technolo-
gischen Expertise in die Rüstung hineingesogen und ihre ei-
genen ggf. sogar positiven Vorhaben militarisiert werden. Die 
hier benannte Firma Iceye hatte sich weit mehr in Bereichen 
der Umweltbeobachtung (Eisbewegung auf dem Meer, Ab-
holzung von Regenwäldern) oder auch der Katastrophen-Vor- 
und Nachsorge (Detektion zerstörter Infrastruktur, Über-
schwemmungsanalyse) gesehen, als im Echtzeit-Monitoring 
von Truppenbewegungen und taktischer Detektion.

Die konsequente Ausdehnung von z.B. Rheinmetall, als ei-
nem der Kernunternehmen eines (zukünftigen) MIK, in ande-
re europäische Staaten zeigt dabei zudem an, dass deutsche 
Militärtechnik auch angesichts ggf. sich wieder abschwä-
chender Exportrichtlinien bald wieder uneingeschränkt welt-
weit verfügbar sein wird. Das ist gewollt, da andere Staaten, 
die sich ihrer bedienen, mittel- oder langfristig in (militärtech-
nologische) Abhängigkeiten zu Europa und Deutschland 
kommen.52 Auch hier ist der US-MIK eine Art Vorbild. Die 
technologische Abhängigkeit in Europa von spezifischen US-
Rüstungsunternehmen aufzulösen und seinerseits Abhängig-
keiten generieren zu können, ist Teil nicht nur einer Rüstungs-
agenda wie sie die Industrie vorantreibt, sondern auch in den 
Köpfen politischer Entscheidungsträger auf deutscher und eu-
ropäischer Ebene. Dass hier insbesondere Rheinmetall mit 
seinen engen Verflechtungen in die USA und zu dortigen Un-
ternehmen als Champion nicht zu taugen scheint, ist weniger 
ein prinzipieller Einwand, als ein lediglich zeitlich begrenzter. 

Eine solche Dynamik wird insgesamt nicht zu einer kosten-
günstigeren Beschaffung führen, sondern diese Konzentration 
wird vor allem zu stabilen Renditen beitragen und den Rah-
men politischer und militärischer Entscheidungen beeinflus-
sen. Die deutsche Monopolkommission hat in einem State-

https://www.iceye.com/
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ment vom 23. April 2025 davor gewarnt, das Wettbewerbs-
recht auszuhöhlen. „Wettbewerb ist nicht nur ein Luxusgut in 
Friedenszeiten – es ist das grundlegende Prinzip der europäi-
schen Wirtschaftsordnung und zugleich der Motor für Innova-
tion und Effizienz, auch in der Verteidigungsbeschaffung. [...] 
Ohne einen robusten Wettbewerbsrahmen [...] laufen wir Ge-
fahr, starre Monopole zu schaffen, die unsere Sicherheitslö-
sungen über Jahrzehnte hinweg beeinträchtigen.“53

Die Festlegung auf die Aufrüstung an sich ist bereits eine 
negative Beeinflussung unserer Sicherheit in Deutschland, in 
Europa und darüber hinaus: Die Fixierung auf Waffen 
schränkt das Spektrum anderer Konfliktlösungen massiv ein. 
Nach der „Versicherheitlichung“ der 2000er Jahre folgt nun 
die „Militarisierung“ aller Aspekte des Lebens – mit beson-
ders starken Akteuren in der Rüstungsindustrie, die eine Ab-
kehr von diesem Pfad mit allen ihnen zur Verfügung stehen-
den Mitteln zu verhindern suchen werden.

These 4: Die Rüstungsindustrie zu fördern bedeutet heu-
te, einer gerechten Gesellschaft, dem ökologischem Um-
bau der Ökonomie und der Möglichkeit, die Folgen des 
Klimawandels zu bearbeiten, die Ressourcen zu entziehen 
– die Priorisierung von Sicherheit verunsichert die Zu-
kunft der Menschen nicht nur in Deutschland. Dies ist 
auch der Hebel, mit dem sie zu kritisieren ist.

Der bereits erwähnte Beitrag in Politico mit seiner scheinbar 
aberwitzigen Summe von 377 Mrd. Euro für größere Rüs-
tungsprojekte in den nächsten Jahren zeigt die Mentalität auf, 
in der man in Deutschland glaubt, den Grundstein für die 
„größte konventionelle Armee Europas“ (Merz) legen zu wol-
len: mit viel Geld und ohne Rücksicht auf andere Herausfor-
derungen. „Whatever it takes“ wird, so vermutet es selbst der 
Bundesrechnungshof, zu einer „unwirtschaftlichen“ Mittel-
verwendung führen: „Die aufgrund der zusätzlichen Ver-
schuldungsmöglichkeiten nahezu unbegrenzt verfügbaren 
Mittel dürfen aber nicht zu einer Grenzverschiebung bei der 
Wirtschaftlichkeit führen.“54 „Aus einem sicherheits- und ver-
teidigungspolitisch begründeten ‚Whatever it takes!‘ darf 
kein verwaltungsseitiges ‚Geld spielt keine Rolle!‘ werden.“55

Einschränkend zu dem durchaus treffenden Zitat des Rech-
nungshofes sollte nicht verschwiegen werden, dass es diesem 
keinesfalls darum geht, die grundsätzliche Entscheidung des 
„so-viel-Geld-für-Rüstung“ in Frage zu stellen – ihm geht es 
um den effektiven Einsatz dieser Mittel. Die entscheidende 
Frage also, ob denn diese „Ausnahme“ hinreichend mit den 
genannten sicherheits- und verteidigungspolitischen Argu-
menten begründet ist, stellt sich der Bundesrechnungshof na-
turgemäß nicht. Umgekehrt kann es der Bevölkerung nicht 
egal sein, ob und wie viel Geld in der Rüstung versenkt wird. 

Die gesellschaftlichen Herausforderungen in Deutschland 
und auch die Herausforderungen, denen sich nicht nur die 
Deutschen, sondern alle Bewohner dieses Planeten gegen-
übersehen, sind komplex und existenziell. Die Fragen des 

Umgangs mit dem Klimawandel – namentlich der Erderwär-
mung – und die Beseitigung von Ungleichheiten müssten we-
sentlich dringender beantwortet werden, als die Frage, ob der 
Bergepanzer 11 oder 20 Mio. Euro kostet. Ein weiteres Hin-
auszögern einer sinnvollen Antwort auf die Klimaverände-
rung und die Vermeidung aller Schritte hin zu einer klimaf-
reundlicheren Politik werden die Folgen dieser dann vorhan-
denen Klimakrise nur potenzieren. Das meint auch die Gefahr 
weiterer sozialer Spannungen – nicht nur lokal oder in Euro-
pa, sondern im globalen Ausmaß. Wenn dann die Antworten 
darauf nur Abschottung und militärische Eindämmung sind, 
sieht es mit einer friedlichen Zukunft schlecht aus.

Dass die Frage nach dem Umfang der Aufrüstung nicht ge-
stellt wird, ja vielleicht sogar nicht gestellt werden kann, ist 
der eigentliche Defekt am demokratischen Prozess. Gefangen 
im Bedrohungsmuster eines vermeintlich oder tatsächlich ge-
planten russischen Angriffs und dem Argument, man müsse 
den Ausfall der US-amerikanischen Militärmaschine kom-
pensieren, läuft ein jedes Regierungsnarrativ darauf hinaus, 
dass diese Aufrüstung alternativlos ist. Weder das Volumen, 
mit dem der russischen Bedrohung angemessen zu begegnen 
sei, steht zur Debatte, noch die Kompensation eines in seinem 
Umfang noch viel weniger hinterfragten US-Kriegsbudgets. 
Dieses Narrativ lässt auch die Reaktivierung des Kriegsdiens-
tes alternativlos erscheinen. Ein Wehrdienst, von dem es bei 
seiner Aussetzung hieß, er wäre in seiner „Kürze“ nahezu 
nutzlos, da über das Festhalten am Gewehr hinaus in der kur-
zen Zeit kaum etwas militärisch „Nützliches“ zu vermitteln 
sei. Auch hier könnte man sagen, dass es beim „Neuen Wehr-
dienst“ nicht über die Bereitstellung von Kanonenfutter hin-
aus geht – er dient als Rekrutierung auf Bedarf. Soldaten die-
ser Art werden am Ende nicht in der Lage sein, die teuren und 
ausgefeilten Waffensysteme zu bedienen, die man für viel 
Geld anschafft.

Bezogen auf die Aufrüstung weicht der demokratische Pro-
zess, der eigentlich sicherstellen soll, dass Steuergeld sinnvoll 
und bedarfsdeckend eingesetzt wird, ab. Im Prozess wird der 
„Bedarf“ als solcher nicht ermittelt, sondern postuliert. NA-
TO-Planungen sind nicht nur intransparent – oder „geheim“ 
–, sondern bleiben selbst für die Eingeweihten unüberprüfbar. 
Der Geheimschutz dient dazu, jedwede Begründung für ein-
zelne „Bedarfe“ zu umgehen – insofern wirkt sich der künst-
lich über die vielleicht auch nur unterstellte Bedrohung her-
beigeredete Geheimhaltungsbedarf auch schädlich auf die öf-
fentliche Debatte über den Umfang und den Inhalt der Aufrüs-
tung an sich aus. Damit sind nur Militärs in die Bedarfserhe-
bung involviert und der gesellschaftliche Aushandlungspro-
zess über die Priorisierung von Haushaltmitteln wird über-
sprungen. Die langfristigen Festlegungen für den Haushalt 
entschwinden so auch aus dem Bewusstsein und der Verant-
wortung der Parlamentarier.

Angesichts der Herausforderungen abseits militärischer 
Bedrohungen entsteht ein Vakuum – zum Nachteil zukünfti-
ger Generationen. Wer nicht einmal den Umfang des militäri-
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schen Schutzes diskutiert, verliert jeden Gestaltungsspiel-
raum – wer Problemlösung auf Granaten und Drohnen redu-
ziert, verliert die Zukunft.
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